
Parteien des Ausgangsverfahrens

Klägerin: Gmina Wrocław

Beklagter: Dyrektor Krajowej informacji Skarbowej

Tenor

1. Art. 14 Abs. 2 Buchst. a der Richtlinie 2006/112/EG des Rates vom 28. November 2006 über das gemeinsame 
Mehrwertsteuersystem ist dahin auszulegen, dass die nach nationalem Recht vorgesehene Umwandlung des 
Erbnießbrauchs an einer Immobilie in Volleigentum gegen Entrichtung eines Entgelts eine Lieferung von Gegenständen 
im Sinne dieser Bestimmung darstellt.

2. Die Richtlinie 2006/112 ist dahin auszulegen, dass eine Gemeinde, die Eigentümerin einer Immobilie ist, bei der nach 
nationalem Recht vorgesehenen Umwandlung des Erbnießbrauchs an der Immobilie in Volleigentum gegen Entrichtung 
eines Entgelts an die Gemeinde, so dass sie daraus nachhaltig Einnahmen erzielen kann, vorbehaltlich der von dem 
vorlegenden Gericht vorzunehmenden Überprüfungen als Steuerpflichtige im Sinne von Art. 9 Abs. 1 dieser Richtlinie 
handelt und nicht als Einrichtung des öffentlichen Rechts im Sinne von Art. 13 Abs. 1 der Richtlinie.

(1) ABl. C 383 vom 11.11.2019.

Urteil des Gerichtshofs (Erste Kammer) vom 25. Februar 2021 — John Dalli/Europäische 
Kommission

(Rechtssache C-615/19 P) (1)

(Rechtsmittel – Schadensersatzklage – Außervertragliche Haftung der Europäischen Union – Behauptetes 
rechtswidriges Verhalten der Europäischen Kommission und des Europäischen Amtes für 

Betrugsbekämpfung [OLAF] – Ausscheiden aus dem Amt eines Mitglieds der Kommission – 
Verfahrensvorschriften für die Untersuchung des OLAF – Eröffnung einer Untersuchung – Anspruch auf 
rechtliches Gehör – Überwachungsausschuss des OLAF – Unschuldsvermutung – Beurteilung des geltend 

gemachten Schadens)

(2021/C 138/06)

Verfahrenssprache: Englisch

Parteien

Rechtsmittelführer: John Dalli (Prozessbevollmächtigte: L. Levi und S. Rodrigues, avocats)

Andere Partei des Verfahrens: Europäische Kommission (Prozessbevollmächtigte: J.-P. Keppenne und J. Baquero Cruz)

Tenor

1. Das Rechtsmittel wird zurückgewiesen.

2. Herr John Dalli trägt seine eigenen Kosten sowie die Kosten der Europäischen Kommission.

(1) ABl. C 328 vom 30.9.2019.
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